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Jahresrückblick 2023: Föderativer Aufbau

Autorinnen: Marlène Gerber und Catalina Schmid

Das Medieninteresse an Föderalismus und Territorialfragen war 2023 deutlich geringer
als noch während der Covid-19-Pandemie, wie Abbildung 2 der angehängten APS-
Zeitungsanalyse 2023 zeigt. Auch Diskussionen über den Stadt-Land-Graben wurden im
Unterschied zu 2021 kaum intensiv geführt. Aufmerksamkeit erhielt er vor allem im
Zusammenhang mit den eidgenössischen Wahlen und insbesondere im Kanton Zürich,
wo erneut Forderungen nach der Abspaltung der Stadt Zürich vom Kanton laut wurden.

Die Aufgabenteilung zwischen den unterschiedlichen föderalen Ebenen wurde
vorwiegend in der Asylpolitik virulent diskutiert. Wie bereits im Vorjahr war das
Asylwesen als Verbundaufgabe zwischen Bund, Kantonen, Gemeinden und Städten auch
im Jahr 2023 einer besonderen Belastungsprobe ausgesetzt. Die stark ansteigenden
Asylgesuchszahlen sowie die Unterbringung von zahlreichen Kriegsflüchtlingen aus der
Ukraine führten teilweise zu Kapazitätsengpässen bei der Unterbringung und schufen
neue Herausforderungen für alle Beteiligten. Der im Juni erschienene Schlussbericht
zur Evaluation des Schutzstatus S empfahl denn auch, dass Bund und Kantone eine
konkretere Notfallplanung ausarbeiten und dass darin die Rolle aller beteiligten Akteure
bei Unterbringung und Erstversorgung geklärt wird. Auf Widerstand bei den Kantonen
stiess ausgerechnet der abschlägige Entscheid des Ständerats während der
Sommersession gegen den Bau von Containern auf dem Armeegelände für die
Erstunterbringung von Asylsuchenden. Daraufhin befürchteten die Kantone, dass der
Bund ihnen im Herbst erneut Personen mit laufendem Asylverfahren zustellen werde.
So weit kam es indes nicht: Im Unterschied zum gleichen Zeitpunkt im Vorjahr konnten
die Asylverfahren im Herbst 2023 in den Bundesasylzentren abgeschlossen werden. 

Übereinstimmung zwischen den Kantonen zeigte sich im Frühling anhand einer neuen
europapolitischen Standortbestimmung der KdK. Die Kantonsregierungen sprachen
dem Bundesrat für erneute Verhandlungen mit der EU einstimmig ihre Unterstützung zu
und äusserten sich zudem zu den einzelnen Streitpunkten bei den bilateralen
Verhandlungen der Schweiz und der EU. Die Presse zeigte sich verblüfft über die
subnationale Einigkeit, hatte sich doch eine Reihe von Kantonen in den vorherigen
Jahren noch gegen ein Rahmenabkommen unter diesen Bedingungen ausgesprochen. 

Im Herbst scheiterten bedeutende Projekte für innerkantonale Gemeindefusionen,
darunter nach fünfjährigen intensiven Vorarbeiten auch die Fusion der Stadt Bern mit
der Gemeinde Ostermundigen. Ende November lehnte die Ausserrhodener
Stimmbevölkerung eine Grossfusion von 20 auf 3 bis 5 Gemeinden ab, befürwortete
jedoch einen Eventualantrag, gemäss welchem eine zu erarbeitende gesetzliche
Grundlage einzelne Gemeindefusionen ermöglichen soll. 

Ein zentraler Meilenstein wurde hingegen in der Frage des Kantonswechsels von
Moutier vom Kanton Bern zum Kanton Jura erreicht: Die beiden Kantone einigten sich
im März nach zwei Jahren Verhandlungen im letzten verbliebenen Streitpunkt, den
interkantonalen Ausgleichszahlungen, und präsentierten im Mai schliesslich einen
Konkordats-Entwurf zum Kantonswechsel, der Ende November von den kantonalen
Regierungen unterzeichnet wurde und der 2024 den beiden Kantonsparlamenten zur
Ratifizierung vorgelegt werden soll. 1

RAPPORT
DATE: 31.12.2023
MARLÈNE GERBER

1) APS-Zeitungsanalyse 2023 – Föderativer Aufbau
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